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Beim Koalitionsausschuss Anfang Juli 2026 hat die Bundesregierung eine Be-
weislastumkehr im Hinblick auf die Berichtspflichten beschlossen. Ebenso wie 
in den Bundesländern Nordrhein-Westfalen (NRW) und Baden-Württemberg 
sollen zukünftig Berichtspflichten gegenüber staatlichen Stellen pauschal ent-
fallen, wenn die zuständigen Ministerialbeamten nicht plausibel nachweisen 
können, dass diese zwingend notwendig sind. Ist dies nun der richtige Weg, 
Bürokratie effektiv zurückzubauen? Immerhin bemühen sich schon seit über 
zwei Jahrzehnten die Bundesregierungen verschiedenster Couleur und mit un-
terschiedlichsten Initiativen, die Bürokratiebelastung in den Unternehmen zu re-
duzieren und eine bessere Rechtssetzung zu gewährleisten. Gleichwohl wurden 
diese Maßnahmen in der Vergangenheit von den Unternehmerinnen und Unter-
nehmern nicht als hinreichend wirksam wahrgenommen. Im Gegenteil: Bei un-
seren Befragungen in den vergangenen Jahren zeigte sich immer wieder, dass 
sich viele Unternehmensvertreterinnen und -vertreter nicht mehr in der Lage sa-
hen, alle bestehenden bürokratischen Vorgaben seitens des Staates – aber 
auch von Selbstverwaltungsorganisationen der Wirtschaft, Normungsinstituten 
oder innerhalb von Wertschöpfungsketten – umzusetzen. 

Unserer Einschätzung zufolge könnte die aktuelle Initiative der Regierungskoa-
litionäre erstmals eine deutlich größere Breiten- und Entlastungswirkung erzie-
len als es die bisherigen Bürokratieentlastungsgesetze vermochten. Schließlich 
greift die Reform einen zentralen Aspekt der Bürokratiebelastung auf, der in der 
Vergangenheit zu viel Unmut unter den Unternehmerinnen und Unternehmern 
geführt hat: Sie fühlten sich vom Staat übermäßig kontrolliert und kritisierten das 
mangelnde Vertrauen in sie. 

Nach den Plänen der Regierungsparteien soll neben den Berichtspflichten auch 
jede vierte Dokumentationspflicht entfallen und der Datenschutz vereinfacht 
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werden. Sofern die Bundesregierung diese Vorhaben konsequent und gegen 
die aktuell üblichen automatischen Aufschreie der verschiedenen Interessens-
gruppen umsetzt, würde dies die Bürokratiebelastung aufgrund von Bundesge-
setzen deutlich reduzieren: 2025 beruhten laut unserer IfM-Studie "Bürokrati-
sche Belastungen im Arbeitsschutz – Erfahrungen aus dem Maschinen- und An-
lagenbau" 64 % der einzuhaltenden Rechtsvorschriften auf Bundesrecht. Zum 
Vergleich: Auf der Länderebene waren es nur 4,5 %, wobei die Informations- 
und Berichtspflichten nicht berücksichtigt wurden, die auf Bundes- oder EU-
Recht beruhen, aber gegenüber Landesbehörden erbracht werden müssen. 

Die Bürokratierückbau-Initiativen von NRW und Baden-Württemberg sind daher 
zwar gleichfalls sehr zu begrüßen, mehr Dynamik und Breitenwirkung bringt 
aber eine konsequente und zeitnahe Umsetzung des Beschlusses der Koalitio-
näre in der Bundesregierung. Gleichwohl ist es wünschenswert, dass auch die 
anderen Bundesländer sowie die Europäische Kommission eine Beweislastum-
kehr m Hinblick auf ihre gesetzlichen Vorgaben einführen, um gezielt Bürokratie 
zurückzubauen. 

Hinsichtlich der Wirksamkeit ist auf Bundesebene zu erwarten, dass im Gesetz-
gebungsverfahren zur Beweislastumkehr ebenso wie in NRW (2027) und Ba-
den-Württemberg (2028) ein "Verfallsdatum" der Berichtspflichten eingeführt 
wird. Die Unternehmen sollten unabhängig davon jedoch frühzeitig informiert 
werden, wenn feststeht, dass Berichtspflichten wegfallen. Nur so erhalten sie 
die notwendige Planungssicherheit und können ihre Softwaresysteme entspre-
chend umstellen. Zugleich bedarf es unserer Ansicht nach einer unabhängigen 
Kontrollinstanz, die die Beibehaltungsbegründungen der Ministerialbeamten auf 
Basis eines einheitlichen Kriterienkatalogs kritisch prüft. Orientieren könnte man 
sich dabei beispielsweise an den Erfahrungen in Neuseeland: Gemäß des "Re-
gulatory Stewardship"-Prinzips müssen die Ministerien – unter Einbindung wich-
tiger Stakeholder – regelmäßig die bestehende Notwendigkeit der Rechtsvorga-
ben überprüfen sowie Inhalte und Verfahren gegebenenfalls nachjustieren oder 
auch komplett abschaffen. Generell dürfen sie nicht warten, bis sich die Unter-
nehmerinnen und Unternehmer beschweren. 

Damit auch hierzulande die Entscheidungen der Ministerien zum Fortbestehen 
von Berichtspflichten transparent und nachvollziehbar sind, sollten diese unse-
rer Ansicht nach immer veröffentlicht werden. Zugleich sollte aber auch geprüft 
werden, inwieweit beizubehaltende Berichtspflichten unter Umständen digitali-
siert und so zumindest in ihrer Belastungswirkung reduziert werden können. 
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Neben der Beweislastumkehr ist für den Bürokratierückbau aber auch die Etab-
lierung einer "Ermöglichungskultur" in den Behörden von zentraler Bedeutung: 
So sollten die Beschäftigten von der Leitungsebene zukünftig explizit ermutigt 
und befähigt werden, ihre Ermessungsspielräume im Sinne einer Verfahrensbe-
schleunigung und Bürokratiereduzierung stärker zu nutzen. Falls es dabei unter 
Umständen einmal zu Kritik oder Einwänden von außen kommt, ist es wichtig, 
dass die Beschäftigten zuverlässige "Rückendeckung" seitens der Führungs-
ebene erhalten. Unseren Untersuchungen zufolge zahlt sich ein solches ser-
vice-orientierteres Vorgehen beispielsweise im Hinblick auf die Beschleunigung 
und Vereinfachung von gewerblichen Baugenehmigungsverfahren auf vielfäl-
tige Weise aus: So tragen Kommunen nicht nur zum Erhalt und zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen in der Region bei, sondern erzielen hierdurch auch deutlich 
höhere Gewerbesteuereinnahmen. Schließlich berücksichtigen Unternehmen, 
die regelmäßig Bauanträge stellen, diesen Faktor bei ihren Standortentschei-
dungen für geplante Investitionen. Auch kommunizieren sie dies in ihren Netz-
werken. 

All' die genannten Aspekte sind wichtige Schritte, auf dem Weg zu einem zeit-
gemäßen, generellen Paradigmenwechsel in der Gesetzgebung und Verwal-
tungspraxis: Weg vom herkömmlichen "Command and Control“ hin zu einem 
vertrauensbasierten "Enable and Motivate“-Ansatz. Zugleich entspricht ein sol-
ches Vorgehen im 21. Jahrhundert auch eher der Art und Weise, wie Staat, Un-
ternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger in einem demokratischen Staat inter-
agieren und kooperieren sollten. 
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